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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 37 

vom 3. Februar 1919. 

 

Anwesend sämtliche Staatsekretäre, ausgenommen Dr.  B a u e r , Dr. M a t a j a, M a y e r und 

S t ö c k l e r, ferner die Unterstaatssekretäre Dr. v o n  G r i m m und Dr. W e i s s. 

 

Vorsitzender: Staatskanzler Dr. R e n n e r . 

Dauer: 14.30 – 15.15. 

 

Reinschrift (5 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift 

 

Inhalt: 

1. Finanzgesetz für das erste Halbjahr 1919. 

2. Übereinkommen mit dem Unterausschuss des Soldatenrates in den 

Militärsanitätsanstalten, betreffend den Abbau des überzähligen Personales in diesen 

Anstalten. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Entwurf des Finanzgesetzes des Staates Deutschösterreich, 1. Jänner 

bis 30. Juni 1919 (64 Seiten, gedruckt) 

 

1. 

Finanzgesetz für das erste Halbjahr 1919 

Staatssekretär Dr. S t e i n w a n d e r legt dem Kabinettsrat den Entwurf des Finanzgesetzes 

für das erste Halbjahr 1919 vor und bemerkt, dass dieser Entwurf unter den gegebenen 

Verhältnissen naturgemäß nur ein beiläufiges Bild des Staatshaushaltes geben könne. Das 

staatsfinanzielle Bild, das dieser Entwurf biete, sei im allgemeinen ein wenig erfreuliches; die 

Staatsausgaben übersteigen die Staatseinnahmen um nicht weniger als 1247’5 Mill. Kronen. Es 

dürfe jedoch die Hoffnung auf eine etwas günstigere Entwicklung in der Zukunft 

ausgesprochen werden, da einerseits die Ausgaben, welche mit der Liquidationsverwaltung im 

Zusammenhange stehen und die sich auf 660 Mill. Kronen belaufen, in Wegfall kommen 

werden, andererseits die Mehreinnahmen aus den geplanten Steuer- und Gebührenmaßnahmen 
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im Betrage von ungefähr 500 Mill. K jährlich im Entwürfe noch nicht berücksichtigt seien. 

Unterstaatssekretär Dr. v o n  G r i m m teilt mit, dass das Staatsamt der Finanzen genötigt 

gewesen sei, noch über die Vereinbarungen mit den einzelnen Staatsämtern hinaus einige 

Abstriche vorzunehmen; so beim Staatsamt für Heerwesen insgesamt 10 Mill. K (hievon 1 

Mill. beim Staatsamte selbst, 8’5 Mill. beim Titel „Wehrmacht“ und den Rest von 0’5 Mill. 

beim Titel „Erziehungsanstalten"); ein weiterer Abstrich sei beim Staatsamte für Landwirt- 

schaft in Titel 4 „Pferdezucht" vorgenommen worden. Das Staatsamt für Landwirtschaft 

habe nämlich gegenüber einem ganzjährigen Erfordernisse für Großösterreich per 12’5 Mill. K 

für das erste Halbjahr 8’3 Mill. Kronen beantragt. Ein Abstrich von dieser Post im Ausmaße 

von 3 Mill. K sei dem Staatsamte der Finanzen unbedingt notwendig erschienen, zumal auch 

vom Staatsamte für Landwirtschaft ohnedies ein gewisser Abbau des Pferdezuchtmateriales in 

Aussicht genommen wird und eine Neuregelung des Pferdezuchtwesens bereits eingeleitet 

worden sei. Der sprechende Unterstaatssekretär ersuche daher um Genehmigung dieser 

Abstriche. 

Der Vorsitzende kommt sodann auf Kapitel VII der Staatsausgaben (Staatskanzlei) zu 

sprechen und teilt - unterstützt von Staatssekretär H a n u s c h - mit, dass er unter Titel 2 eine 

Änderung der Bezeichnung in der Art in Aussicht nehme, dass statt des Wortes 

„Dispositionsfond" die Bezeichnung „frei verrechenbarer Verlag“ eingeführt werden wird und 

hiefür entsprechend der bisherigen Höhe lediglich der Betrag von 100.000 K (für das erste 

Halbjahr) in Ansatz gebracht werden wird. Für einen weiteren Titel zu diesem Kapitel mit der 

Bezeichnung „Vorbereitung für den Friedenskongress" wird ein Betrag von 700.000 K für das 

erste Halbjahr einzusetzen sein. 

Der Kabinettsrat nimmt den vorliegenden Entwurf des Finanzgesetzes für das erste Halbjahr 

1919 mit den vom Vorsitzenden beantragten Änderungen und unter Zustimmung zu den 

Ausführungen des Unterstaatssekretäre Dr. v o n  G r i m m genehmigend zur Kenntnis. 

 

2. 

Übereinkommen mit dem Unterausschuss des Soldatenrates in den Militärsanitätsanstalten, 

betreffend den Abbau des überzähligen Personales in diesen Anstalten 

Staatssekretär Dr. Kaup macht von einem am 31. Jänner d. J. mit dem Soldatenrate der 

Militärsanitätsanstalten abgeschlossenen Übereinkommen betreffend den Abbau der 

überzähligen Personales in diesen Anstalten Mitteilung. Die wichtigsten Bestimmungen dieses 

Übereinkommens lauten: 

1. Sofortige Entlassung der Personen, welche als Zivilpersonen nachweisbar einem 
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Zivilberufe nachgehen können, und zwar gegen eine Entschädigung in der Höhe der zuletzt 

bezogenen Tages-Gesamtbezüge für 20 Tage; 

2. Überleitung der geeigneten und für den späteren Dienst notwendigen Personen in die 

Zivildienststellung nach den ortsüblichen Gehältern beziehungsweise Löhnen; 

3. Kündigung der weiters noch überzähligen Personen bis spätestens 28. Februar auf 4 

Wochen, wobei auch eine vorherige Entlassung gegen Auszahlung des Restbetrages auf die 

vierwöchentliche Kündigungsfrist vorgesehen ist. 

Der sprechende Staatssekretär gibt schließlich bekannt, dass die Umwandlung der 

Militär-Sanitätsanstalten in zivile Sanitätsanstalten für Heeresangehörige mit dem 28. Februar 

d. J. vollzogen sein wird. 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen genehmigend zur Kenntnis. 
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[KBR 37, 3. Februar 1919, Stenogramm A] 
 
3. /II., Nr. 37. 
 
Kosten der Volkswehr: Heeresamt (Referat Dr. Waiss, Prof. Mayer). 
 
Steinwender: Nur schätzungsweise soweit als möglich, auf prozentuelle Ansätze mußte sich 

beschränkt werden. Natürlich aufs Gesamtgebiet Deutsch-Österreichs. Für die weitere 
Zukunft zweierlei Correkt.[uren] notwendig. Es fallen nämlich als vorübergehende 
Ausgaben die mit der Liquidierung zusammenfallenden Ausgaben von 660 Millionen 
weg. (Davon sind die Unterstützungen für die Beamten nicht abgezogen worden, weil 
angenommen wird, daß diese Summe bei der Regulierung der Gehälter verwendet 
wird). 

Dazu weitere Einnahmen mit jährlich 500 Millionen, aber erst bei der Wiederkehr 
normaler Verhältnisse. Sobald der Friede und die Arbeit kommt, können wir leben, da 
wir dann in Ordnung kommen können. Abgang: 670 Millionen Kronen. 

Vertrauliche Darstellung (Tabelle). 
Hanusch: Disp.[ositions]-Fonds 100.000 ist mir noch unangenehm, "frei verrechenbarer 

Erlag". 
[Das] Cabinett genehmigt die Vorlage des Staatsamtes für Finanzen. Abstriche genehmigt. 
Grimm: Vom Staatsamt für Heerwesen. 
 
Steinwender: Fürs erste Semester 18 ist den Zeitungen für den Bezug von Rot.[ations]-Papier 

ein Betrag -. 
 
Kaup: Übereinkommen mit den Soldatenräten in den Sanitätsanstalten betreffend den Abbau. 

Abbau des überzähligen Sanitätspersonals in den Militärsanitätsanstalten: 
Übereinkommen mit dem Soldatenrate am 31. /1. 

Dr. K.[aup] teilt mit, daß die wichtigsten Punkte dieses Übereinkommens lauten: 
1.) Sofortige Entlassung der Personen, welche als Zivilpersonen nachweisbar einem 

Zivilberuf nachgehen können gegen eine Entschädigung in der Höhe der zuletzt 
bezogenen Tagesgesamtbezüge für 20 Tage. 

2.) Überleitung der geeigneten und für den späteren Dienst notwendigen Personen in 
Zivildienststellung nach den ortsüblichen Gehältern und Löhnen. 

3.) Kündigung der weiters noch überzähligen Personen bis spätestens 28. /2. auf 4 
Wochen, wobei auch eine vorherige Entlassung gegen Auszahlung eines Restbetrages 
vorgesehen aufs auf die 4-wöchentliche Kündigungsfrist vorgesehen ist. 

Mit dem 28. II. wird die Umwandlung der Militärsanitätsanstalten in zivile 
Sanitätsanstalten für Heeresangehörige vollzogen sein. 

[Das] Cabinett nimmt die Mitteilung genehmigend zur Kenntnis. 
 
Dr. Gr.[imm]: Teilt mit, daß das Staatsamt für Finanzen genötigt war, noch über die 

Vereinbarungen mit den einzelnen Staatsämtern hinaus noch einige Abstriche 
vorzunehmen und zwar beim Staatsamt für Heerwesen im ganzen 10 Millionen (hiervon 
1.5 Millionen 1 Million beim Staatsamt selbst, 8.5 Millionen beim Titel Wehrmacht und 
der Rest bei Sanitätsanstalten Erziehungsanstalten); ein weiterer Abstrich wurde 
vorgenommen beim Staatsamt für Landwirtschaft in Titel 4, Pferdezucht. Das Staatsamt 
für Landwirtschaft hat gegenüber dem ganzjährigen Erfordernis für Groß-Österreich 
per 12.5 Millionen fürs erste Halbjahr dieses Vorschlages 8.3 Millionen beantragt. Ein 
Abstrich von 3 Millionen erschien dem Staatsamt für Finanzen unbedingt notwendig 
und auch durchzuführen, umsomehr als auch [nach] den gegenwärtigen Absichten des 
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Staatsamtes für Landwirtschaft ohnedies ein gewisser Abbau des Pferdematerials 
eingeleitet und überhaupt eine Neuregelung des Pferdezuchtwesens eingeleitet ist. 

Um die Genehmigung dieser Abstriche wurde gebeten. 
 
Vorgetragen und ermächtigt wurde, das dem Staatsrat vorzutragen: im Hinblick auf die 

Einwendungen Kral.[ovskys] darauf hinzuweisen haben wird, daß die Wünsche und 
Bestrebungen des Staatsamtes für Heerwesen - Bedacht zu nehmen darauf, die 
notwendig gewordenen Änderungen des Zert.-Gesetzes. 

 
 

[KBR 37, 3. Februar 1919, Stenogramm B] 
 
[Steinwender]: Ziffern sind natürlich nur schätzungsweise, [man mußte sich auf] prozentuelle 

Ansätze beschränken. 
Die Gesamtausgaben stellen für 2 -. 
Die Einnahmen für 1 -. 
Ergibt einen Abgang von 1 -. 
Für die weitere Zukunft sind zweierlei Korr.[ekturen] vorzunehmen: 
Es fallen nämlich alle vorübergehenden Ausgaben, die mit der Liquidierung 

[verbundenen] Ausgaben mit zusammen von 660 Millionen Kronen weg, wobei zu 
bemerken ist, daß die Zuschüsse der Unterstützungen für die Beamten nicht abgezogen 
sind, weil wir annehmen, daß mittlerweile eine Gehaltserhöhung eintreten wird. 

Nun kommen aber weitere Einnahmen und zwar: mit jährlich 500 Millionen, aber 
erst für die Wiederkehr normaler Verhältnisse (Branntwein, Bier). 

Somit verbleibt ein Abgang von h[öchstens] alljährlich 670 Millionen Kronen. Das 
ist erträglich. Wir können in Ordnung kommen, wenn wir wieder arbeiten und die 
normale Produktion einsetzt. 

Weiter eine Schätzung für das Gebiet, das gegenwärtig in unserer Verwaltung steht. 
Hiernach ermäßigen sich die Ausgaben und ermäßigen sich die Einnahmen in folgender 
Weise: Für das Gebiet der Alpen- und Donauländer wären die Ausgaben 1.746 
Millionen und die Einnahmen 855 Millionen Kronen, daher der Abgang 890 Millionen 
Kronen. 

Grimm: Ersucht um Genehmigung von zwei Abstrichen bei Heereswesen und Landwirtschaft. 
Die Abstriche sind genehmigt. 
 
[Steinwender]: Für das erste Sem.[ester] 1918 für den Bezug von Rot.[ations]-Papier. 
 
[Kaup:] Übereinkommen mit dem Soldatenrat in Militärsanitätsanstalten. 
 
 660 
 500 
---- 
1160 
1247 
---- 
  87 
 
 

 


































































































































